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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller- 8 i 
gnädigſt gerubt, der Regierungsaſſeſſor von Graevenitz 

den Regierungsrat Dr. Friedrich Huber in Oppeln find zu ſtellvertretenden Vor⸗ 
in Berlin zum Geheimen Regierungsrat ſitzenden des Schiedsgerichts für Arbeiter⸗ 
und vortragenden Rate im Miniſterium verſicherung Regierungsbezirk Oppeln ernannt 
für Handel und Gewerbe zu ernennen, worden. 

dem Fabrikbeſitzer, Hauptmann a. D. 
Alfred Wolters in Solingen, dem in 
Bankier Rudolf Andreae, dem Direktor Zu Baugewerkſchuloberlehrern ſind er⸗ 
der „Metallgeſellſchaft“ in Frankfurt nannt die Hilfslehrer Arndt in Frank⸗ 
am Main, Zacharias Hochſchild und furt a. O., Meyer und Wolf in Buxtehude, 
dem Bankier Karl von Neufville, Perſchbacher und Bandmann in Rends⸗ 
ſämtlich in Frankfurt a. M., den Charakter burg, Schütte in Höxter, Henge in Münſter 
als Kommerzienrat zu verleihen. und Schulze in Cöln. 


Der Regierungsrat von Holleben und 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Hinterbliebene von Beamten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 30. April 1908. 
8 Die von dem Herrn Finanzminiſter in Gemeinſchaft mit dem Herrn Miniſter des 
Innern an die Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten uſw. erlaſſene Verfügung vom 
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30. v. Mts., betreffend die Hinterbliebenenbezüge auf Grund des § 31 des Militärhinter⸗ 
bliebenengeſetzes vom 17. Mai 1907, wird hierunter zur Beachtung mitgeteilt. 


In Vertretung. 
IIa 1645. I 4074. Dr. Nichten 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Aulage. 


Berlin, den 30. Marz 1908. 

Nach § 31 des Militärhinterbliebenengeſetzes vom 17. Mai 1907 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 214; zu vergleichen auch Armee⸗Verordnungsblatt 1907 S. 249, 255 und 259) hat das 
Recht auf den Bezug von Witwen- und Waiſengeld aus Militärfonds neben den Hinter⸗ 
bliebenenbezügen aus Zivilfonds inſoweit zu ruhen, als dieſe Bezüge aus Militär- und 
Zivilfonds zuſammen die nach den Vorſchriften a. a. O. zu berechnenden Beträge über— 
ſchreiten. Ob und inwieweit Hinterbliebenen von Zivilbeamten auch eine Verſorgung aus 
Militärfonds zuſteht, kann in jedem Falle nur die Militärverwaltung entſcheiden. Es 
handelt ſich hierbei um Hinterbliebene von ſolchen Beamten, die 

1. als Offiziere mit einer lebenslänglichen Penſion verabſchiedet ſind; 
2. als ehemalige Militärperſonen der Unterklaſſen 
a) nach mindeſtens achtzehnjähriger Militärdienſtzeit eine Rente zu beziehen oder 
b) eine Dienſtbeſchädigung erlitten haben und an deren Folgen vor Ablauf 
von ſechs Jahren nach der Entlaſſung aus dem aktiven Militärdienſte 
geſtorben find. 

Sobald daher von Ihnen Witwen- und Waiſengeld für Hinterbliebene von Beamten 
angewieſen wird, für die nach vorſtehendem neben den Bezügen aus Zivilfonds auch Ge⸗ 
bührniſſe aus Militärfonds in Frage kommen können, iſt hiervon der zuſtändigen Militär⸗ 
verwaltung unter Beifügung der Nachweiſung über die Witwen- und Waiſengelder, die 
aus der Staatskaſſe zu zahlen ſind, Mitteilung zu machen. Die Militärbehörde wird als— 
dann das aus ihrem Fonds zuständige Witwen- und Waiſengeld berechnen und unter Be- 
nachrichtigung der Zivilbehörde diejenigen Beträge anweiſen, die die Hinterbliebenen neben 
den aus der Staatskaſſe zahlbaren Bezügen noch auf Grund des § 31 des Militärhinter⸗ 
bliebenengeſetzes aus Militärfonds zu erhalten haben. 

Für die Regelung der Angelegenheit ſind zuſtändig: 

I. Landarmee 
a) für Hinterbliebene ehemaliger Offiziere: das Kriegsminiſterium, 
b) für Hinterbliebene der ehemaligen Militärperſonen der Untertlaſſen: die 
Intendantur desjenigen Armeekorps, in deſſen Bezirk der Verſtorbene beim 
Ableben ſeinen Wohnſitz gehabt hat; 
II. für ehemalige Marineangehörige: das Reichsmarineamt und 
III. für ehemalige Schutztruppenangehörige: das Reichskolonialamt. 

Ich, der Miniſter des Innern, erſuche zugleich, den Ihnen unterſtellten Kommunal⸗ 
verwaltungen eine entſprechende Eröffnung zu machen, da bei der Anwendung 
der Vorſchrift des § 31 des Militärhinterbliebenengeſetzes über das Ruhen des 
Witwen⸗ und Waiſengeldes aus Militärfonds auch die Verſorgung in Betracht kommt, 
welche einem Hinterbliebenen einer ehemaligen Militärperſon aus der Wiederanſtellung 
oder Beſchäftigung des Verſtorbenen im Kommunaldienſt, bei den Verſicherungsanſtalten 
für die Invalidenverſicherung oder bei ſtändiſchen oder ſolchen Inſtituten zuſteht, die ganz 
oder zum Teile aus Mitteln der Gemeinden unterhalten werden. 


Der Finanzuuniſter. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
(gez.) Halle. (gez.) von Kitzing. 


1 20 462 fung. II 1960. III 4194 § M. — la 3580 1Mng M. d. J. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten uſw. 
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Betr. Waſſerverbrauch für Dieuſtgärten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 2. Mai 1908. 

Die hierunter abgedruckte, von dem Herrn Miniſter der öffentlichen Arbeiten in 
Gemeinſchaft mit dem Herrn Finanzminiſter und dem Herrn Miniſter des Innern an die 
Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten uſw. erlaſſene Verfügung vom 1. April d. J. 
über die Zahlung von Vergütungen für das zum Beſprengen der Dienſtgärten aus Waſſer⸗ 
leitungen entnommene Waſſer ſeitens der Dienſtwohnungsinhaber iſt auch für den Geſchäfts— 
bereich meiner Verwaltung zu beachten. 

Soweit hiernach Vergütungen für Waſſerentnahme feſtzuſetzen ſind, iſt innerhalb 
8 Wochen an mich zu berichten. Fehlanzeige iſt nicht erforderlich. 


Im Auftrage. 
IIa 1782. 1 4075. IV 5167. Dr. Neuhaus. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Berlin, den 1. April 1908. 

Die Frage, inwieweit für das zum Beſprengen der Dienſtgärten aus Leitungen 
entnommene Waſſer ſeitens der betreffenden Dienſtwohnungsinhaber eine Vergütung zu 
entrichten ſei, iſt bisher bei den einzelnen Verwaltungen nicht gleichmäßig behandelt worden. 
Zur Herbeiführung eines einheitlichen Verfahrens für alle Reſſorts wird daher beſtimmt: 

1. Die Inhaber von Dienſtwohnungen, mit denen ein Dienſtgarten verbunden iſt, 
haben für den Verbrauch des zum Beſprengen der Gartenanlagen aus Leitungen 
entnommenen Waſſers nur dann eine beſondere Vergütung zu entrichten, wenn 
ſich eine Zapfſtelle der Waſſerleitung im Garten ſelbſt befindet. In allen anderen 
Fällen, insbeſondere auch, wenn die außerhalb des Gartens gelegene Zapfſtelle 
den Hausbrunnen erſetzt, iſt von der Erhebung einer Vergütung abzuſehen. 

2. Wird die innerhalb eines Dienſtgartens gelegene Zapfſtelle der Waſſerleitung 
von mehreren Inhabern von Hausgärten gemeinſam benutzt, fo find die Koſten 
des Waſſerverbrauchs nach der Größe der einzelnen Dienſtgärten von deren 
Inhabern gemeinſchaftlich zu tragen. 

3. Von der Anbringung von Waſſermeſſern für die Zapfſtellen innerhalb der Gärten 
iſt überall abzuſehen. Der Waſſerverbrauch iſt vielmehr nach der Größe der 
Gärten in der Weiſe zu ermitteln, daß auf eine Gartenfläche von 1 ar Größe ein 
durchſchnittlicher Jahresverbrauch von 12 ebm anzunehmen iſt. Nach dem hier⸗ 
nach ſich ergebenden Waſſerverbrauch und der zur Erhebung kommenden Gebühr 
für 1 cbm Waſſer iſt die Jahresvergütung ein für allemal zu pauſchalieren. 
Ergibt fic) hierbei ein höherer Jahresbetrag, als 4% für Unterbeamte, 8 M 
für mittlere Beamte und 12 / für höhere Beamte, jo kommen nur dieſe Höchſt— 
ſätze zur Erhebung. 

Abweichungen von dieſer Regelung bedürfen in jedem Falle der Genehmigung des 
betreffenden Reſſortchefs. 


Der Miniſter Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
der öffentlichen Arbeiten. In Vertretung. Im Auftrage. 
(gez.) Breitenbach. (gez.) Dombois. (gez.) v. Kitzing. 


An die Herren Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten uſw. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 

Betr. Handelskammer in Liegnitz. 
Diaurch Verfügung des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 29. April 1908 ijt 
die Zahl der Mitglieder der Handelskammer in Liegnitz auf 22 erhöht worden. 


2 
Anſage 
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2. Handelsverkehr. 
Betr. zoll⸗ und handelsrechtliche Beftimmungen für den Ausfuhrhandel. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 29. April 1908. 

Im Anſchluß an meinen Erlaß vom 28. Januar d. J. (HM Bl. S. 32) benach⸗ 
richtige ich die Handelsvertretungen, daß die Zuſammenſtellungen der für unſeren Außen⸗ 
handel wichtigſten Beſtimmungen unter dem Titel „Zoll- und handelsrechtliche Beſtimmungen 
des Auslandes“ im Verlage der Königlichen Hofbuchhandlung E. S. Mittler & Sohn, 
Berlin SW. 68, Kochſtraße 68/71, erſcheinen werden. 

Im Laufe dieſes Monats werden die Zuſammenſtellungen für Spanien und Belgien 
zur Ausgabe gelangen, erſtere zum Preiſe von 2 , letztere zum Preiſe von 1,25 MH 

Bei dieſer Gelegenheit weiſe ich darauf hin, daß für die Beurteilung von Fragen 
auf dem Gebiete des Zoll- und Handelsweſens ſowie für die Auskunfterteilung in An⸗ 
gelegenheiten unſeres Außenhandels außerdem folgende in demſelben Verlage erſcheinenden 
Veröffentlichungen des Reichsamts des Innern zur Verfügung ſtehen: 


1. das in Monatsheften herausgegebene „Deutſche Handelsarchiv, Zeitſchrift für 
Handel und Gewerbe“, zum Preiſe von 2 M für das Einzelheft und von 9 AM 
für das Halbjahrabonnement; 

2. die „Syſtematiſche Zuſammenſtellung der Zolltarife des In- und Auslandes“, 
eingeteilt in 5 Bände, von denen Band A die Textilinduſtrie, Band B die 
Induſtrie der Metalle, Steine und Erden, Band C die chemifche Induſtrie, 
Band D die Holz⸗ und verwandten Induſtrien, die Papier-, Leder- und Kautſchuk⸗ 
induſtrie und Band E die Landwirtſchaft, Nahrungs⸗ und Genußmittel umfaſſen; 
der Preis beträgt für den Einzelband 2.4, für das Geſamtwerk 8 M; 

3. die „Nachrichten für Handel und Induſtrie“, welche koſtenlos auf Antrag bei 
dem Reichsamte des Innern jedem inländiſchen Intereſſenten zugeſtellt werden, 
der ein dauerndes Intereſſe an der Veröffentlichung dartut. Außerdem erſcheinen 
in Carl Heymanns Verlag in Berlin W. 8, Mauerſtraße 43/44, die gleichfalls im 
Reichsamte des Innern zuſammengeſtellten „Berichte über Handel und Induſtrie“, 
die in Jahresbänden zu 12 / und auch in Einzelheften im Buchhandel zu be- 
ziehen ſind. Daneben kommen noch für die Auskunfterteilung und Orientierung 
von Handel und Induſtrie die den Handelskammern und ſonſtigen Jutereſſenten— 
vertretungen zugehenden vertraulichen Mitteilungen in Betracht. 

Ich erſuche, die Intereſſentenkreiſe auf die erwähnten Veröffentlichungen in geeigneter 
Weiſe aufmerkſam zu machen. 
5 In Vertretung. 
IIb 4167. Dr. Richter. 


An die Handelsvertretungen und die Herren Alteſten der Kaufmannſchaft in Berlin. 


Betr. volkswirtſchaftliche Verhältuiſſe Braſiliens. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 7. Mai 1908. 

Herr Eduard Dettmann in Frankfurt a. M. hat mir eine größere Zahl von 
Exemplaren des von ihm verfaßten Werkes „Braſiliens Aufſchwung in deutſcher Beleuchtung“ 
zur Verteilung unter die am Handelsverkehre mit Braſilien beteiligten kaufmänniſchen und 
gewerblichen Vertretungen zur Verfügung geſtellt. Indem ich Ihnen em Exemplar über- 
ſende, empfehle ich das Werk, das eine wertvolle Darſtellung der volkswirtſchaftlichen 
Verhältniſſe Braſiliens gibt, der Beachtung beteiligter Kreiſe. 

Im Auftrage. 
IIb 4179. Dr. Neuhaus. 


An die Handelsvertretungen, die Herren Alteſten der Kaufmannſchaft in Berlin und die 
beteiligten induſtriellen Vereine und Verbände. 
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3. Warenhausſteuer. 
Betr. Eutſcheidung des Miniſters für Handel und Gewerbe anf Grund des § 6 Abſ. 5 des 
Geſetzes, betreffend die Warenhausftener, vom 18. Juli 1900 (GS. S. 294). 
IIb 4089. Entſcheidung vom 29. April 1908. 


Markttaſchen, die aus gewebten, geſtrickten und gewalkten Stoffen beſtehen, und 
Marktnetze find außer der Gruppe C auch der Gruppe B des § 6 des Geſetzes zuzurechnen. 


4. Schiffahrts angelegenheiten. 
Betr. Buchten von Sebaſtopol. 
(HM Bl. 1908 ©. 140.) 

Den Kauffahrteiſchiffen iſt geſtattet worden, in die Buchten von Sebaſtopol auch vor 
Sonnenaufgang einzulaufen, wenn es ihnen bei Sturm unmöglich iſt, ſich auf der See zu 
halten. Die Schiffe müſſen in ſolchen Fällen behufs Beſichtigung vor Anker gehen, ohne 
ſich der Militärbrandwache von Sebaſtopol zu nähern. Ehe ſie ankern, und zwar ſobald 
ſie in die Nähe der Batterie am Cherſones⸗Kloſter gelangen, haben ſie an der der Batterie 
zugewandten Bordſeite gleichzeitig zwei Signalfeuer leuchten zu laſſen. 


5. Verkehr mit Nahrungsmitteln. 


Betr. Handel mit Wild. 
Berlin, den 18. April 1908. 

Im Anſchluß an unſern Erlaß vom 6. Februar d. Is. (HM Bl. S. 43) überſenden 
wir beifolgend Abſchrift der Bekanntmachung der Hamburger Polizeibehörde vom 24. v. Mts., 
betreffend den Vertrieb von Wild aus Kühlhäuſern während der Schonzeit nach Preußen, 
durch die der § 4 der Bekanntmachung vom 10. Januar d. Is. berichtigt wird, zur gefälligen 
Kenntnisnahme und weiteren Veranlaſſung. 


Der Miniſter Der Miniſter für Landwirtſchaft, Der Miniſter des Innern. 
für Handel und Gewerbe. Domänen und Forſten. In Vertretung. 
Im Auftrage. Im Auftrage. Holtz. 
von der Hagen. Dr. Thiel. 


IIb 3787 M. f. H. u. G. — IB 1d 2350 M. f. L. — IVb 4535 M. d. J. 


An die Herren Ober⸗Präſidenten und Regierungspräfidenten ſowie den Herrn Polizei— 
Präſidenten in Berlin. 


Anlage. 


Hamburgiſche Bekanntmachung, betreffend den Vertrieb von Wild aus Kühl— 
häuſern während der Schonzeit nach Preußen. 
Der § 4 der im Amtsblatt für 1908 Seite 19 veröffentlichten Bekanntmachung vom 
10. Januar 1908 wird dahin berichtigt: : ee 
Der Anfang des Abſatzes 2 hat zu lauten: „Sie kann bis zum einſchließlich 14. Tage“ 
uſw. und im Abſatz 5 iſt zu ſetzen: „§ 45“ ſtatt „§ 43“. 
Hamburg, den 24. März 1908. 


Die Polizeibehörde. 


Betr. Ausfuhrung des Fleiſchbeſchangeſetzes. 
Berlin, den 13. April 1908. 

Zur weiteren Ausführung des Fleiſchbeſchaugeſetzes, insbeſondere zur Beſeitigung von 
Zweifeln und Verſchiedenheiten bei der Handhabung der Vorſchriften für die Einfuhr und 
Unterſuchung ausländiſchen Fleiſches, ordnen wir folgendes an: 

1. Gepökelte Schweineſchwarten (Haut vom Schwein) und Rinderpanſen 
(Vormagen vom Rind) find nach § 4 des Fleiſchbeſchaugeſetzes und § 1 der Ausführungs⸗ 


Anlage 
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beſtimmungen D als Fleiſch auzufehen. Gemäß den Vorſchriften in § 12 Ziffer 2 des 
Fleiſchbeſchaugeſetzes dürfen ſie zur Einfuhr aus dem Auslande nicht zugelaſſen werden, 
weil ſich ihre Unſchädlichkeit für die menſchliche Geſundheit in zuverläſſiger Weiſe bei der 
Einfuhr nicht feſtſtellen läßt. 

Dasſelbe gilt für gekochte Schweineſchwarten. 

2. Die Einfuhr des Fettgewebes der Bauchhöhle von Schweinen, das zwar 
gleichzeitig mit den Tierkörpern, denen es entnommen iſt, aber nicht im natürlichen Zu⸗ 
ſammenhange mit dieſen vorgelegt wird, iſt unzuläſſig, auch wenn das Fett geſalzen iſt. 
Als friſches Fleiſch darf es nicht eingeführt werden, weil die Einfuhr friſchen Fleiſches nur 
in ganzen Tierkörpern geftattet ijt (§ 6 der Ausführungsbeſtimmungen P), als zubereitetes 
Fleiſch (Pökelfleiſch) iſt ſolches Fettgewebe aber deshalb von der Einfuhr ausgeſchloſſen, 
weil es nach den vom Kaiſerlichen Geſundheitsamte vorgenommenen Verſuchen unter gewöhn⸗ 
lichen Umſtänden durch Pökelung nicht jo hergerichtet werden kann, daß es die Eigenſchaften 
friſchen Fleiſches im weſentlichen verloren hat (§ 3 Abſ. 1 der Ausführungsbeſtimmungen D). 

3. Bei der Unterſuchung des in ganzen Tierkörpern zur Einfuhr kommenden friſchen 
Fleiſches iſt das Ausſchneiden der Eingeweide tunlichſt von den unterſuchenden Tier⸗ 
ärzten ſelbſt vorzunehmen. Soweit hierzu eine Hilfskraft herangezogen werden muß, iſt 
die Tätigkeit dieſer Hilfskraft bei der Herausnahme der Eingeweide von dem Tierarzte zu 
überwachen. 

4. Bei einer Beſchauſtelle iſt wiederholt die Erfahrung gemacht worden, daß Fette 
wegen äußerer Mängel (Fäulnis, Verſchimmelung uſw.) zu beanſtanden waren, obwohl 
die mittels Stechbohrers vom Spunde aus entnommenen Proben einen Beanſtandungs⸗ 
grund nicht ergeben hatten. Die Mängel wurden erſt nach Offnung der Behälter durch Ab⸗ 
heben des Deckels oder des Bodens ſeſtgeſtellt, wobei ſich ergab, daß die Packſtücke ver⸗ 
ſchieden gelagerte Fäulnisherde uſw. aufwieſen. 

Die Vorfälle zeigen die Notwendigkeit einer umfaſſenden äußeren Prüfung der Fette. 
Es wird darauf zu halten fein, daß künftig nach Möglichkeit wenigſtens bei einem Zeile 
der Stichproben von Fettſendungen die Behälter vollſtändig geöffnet werden. Bei verdächtigen 
Fetten hat dies regelmäßig zu geſchehen. 

5. Bei Durchführung der tierärztlichen Unterſuchung des ausländiſchen Fleiſches 
wird vielfach von den bakteriologiſchen und chemiſchen Einrichtungen der Beſchauſtellen nicht 
genügend Gebrauch gemacht. Die häufigere Vornahme bakteriologiſcher Unterſuchungen iſt 
zur Gewinnung von Erfahrungen über die Beſchaffenheit des ausländiſchen Fleiſches 
erwünſcht. Es wird dafür zu ſorgen ſein, daß Nährböden für bakteriologiſche Unter- 
ſuchungen ſtets in gebrauchsfähigem Zuſtande vorhanden ſind. 

6. Bei der gewöhnlichen gewerbsmäßigen Herrichtung von Schinken befinden ſich an 

dieſen in der Regel die Schamdrüſen. Sie liegen im oberflächlichen Fettgewebe und ſind 
durch einen Einſchnitt in das Unterhautfettgewebe in der Verlängerung der Geſäßſcham⸗ 
beinfuge zu finden. Die Schamdrüſen gehören mithin zu den durch Anſchneiden leicht 
erreichbaren Lymphdrüſen und find gemäß § 14 Wh}. 1 zu c der Anweiſung für die tier⸗ 
ärztliche Unterſuchung (Anlage à der Ausführungsbeſtimmungen D) bei den aus dem Aus— 
lande zur Einfuhr kommenden Schinken regelmäßig zu unterſuchen. 
7. Die Freigabe von Sendungen, die einer chemiſchen Unterſuchung unterzogen 
worden ſind, darf, ſoweit Unterſuchung und Abfertigung der Sendungen nicht in einer Hand 
liegen, erſt auf Grund der vorgeſchriebenen ſchriftlichen Benachrichtigung über das Unter⸗ 
ſuchungsergebnis erfolgen (vgl. erſten und zweiten Abſchnitt der Anweiſung für die chemiſche 
Unterſuchung von Fleiſch und Fetten, Anlage d der Ausführungsbeſtimmungen D, unter 
„Schlußbericht“). Auf telephoniſche Mitteilung des Unterſuchungsergebniſſes kann zwar 
mit der Abſtempelung der Sendungen begonnen werden; eine Freigabe iſt jedoch nur auf 
Grund der ſchriftlichen Benachrichtigung zuläſſig. 

8. Bei den Anſchreibungen in den Beſchaubüchern iſt zwiſchen Beanſtandungen 
wegen Tuberkuloſe der Lunge oder der Leber und Beanſtandungen wegen Tuberkulose der 
Brouchialdrüſen oder der Portaldrüſen zu unterſcheiden, damit aus dem Beſchaubuch erſehen 
werden kann, ob der Fall des § 18 Abſ. 1 zu 10 c der Ausführungsbeſtimmungen D vor⸗ 
gelegen hat oder nicht. Es darf alſo beiſpielsweiſe in Fällen, in denen wegen Tuberkuloſe 
der Brouchialdrüſen nur die Lunge eines Tierkörpers zu beanſtanden war, die Eintragung 
in das Beſchaubuch nicht unter der Bezeichnung „Tuberkuloſe der Lunge“ erfolgen, ſondern 
es muß zum Ausdrucke gebracht werden, daß die Tuberkuloſe auf die Bronchialdrüſen 
beſchränkt war. 
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9. Bereits durch den Runderlaß vom 10. Januar v. J. (SM Bl. S. 23) iſt darauf 
hingewieſen worden, daß die Tätigkeit der bei der Unterſuchung des ausländiſchen 
Fleiſches verwendeten Trichinenſchauer von den Tierärzten der Beſchauſtellen zu über— 
wachen ſei. Die Kontrolle iſt auch in der Weiſe auszuüben, daß den Trichinenſchauern von 
Zeit zu Zeit ohne ihr Wiſſen trichinenhaltige Proben vorgelegt werden. Trichinöſes Fleich 
iſt im Bedarfsfalle von der Abteilung III des Hygieniſchen Inſtituts der Tierärztlichen 
Hochſchule in Berlin NW., Luiſenſtraße 56, zu beziehen. 

Die Beſchauſtellen ſind mit der erforderlichen Anweiſung zu verſehen. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter für Der Miniſter Der Miniſter der geiſt⸗ 
Im Auftrage. Handel und Gewerbe. für Landwirtſchaft, lichen, Unterrichts- und 
Koehler. Im Auftrage. Domänen und Medizinalangelegen— 
von der Hagen. Forſten. heiten. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
Küſter. Förſter. 


IA IIe 1758 M. f. L. — III 6350 F-M. — IIb 3862 M. f. H. — N. 6479 M. d. g. A. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Betr. Verwendung von Häntefleiſch. 
Berlin, den 27. April 1908. 


Die auf dem Runderlaß vom 9. Mai 1906 eingegangenen Berichte haben ergeben, daß 
an verſchiedenen Orten ſogenanntes Häutefleiſch als Nahrungsmittel für Menſchen Verwendung 
gefunden hat, ſei es, daß es in den Haushaltungen der Beſitzer von Gerbereien oder 
Häutehandlungen oder in den Haushaltungen ihrer Arbeiter verzehrt, ſei es, daß es an 
Dritte verkauft worden iſt. Dabei iſt vereinzelt der Verdacht ausgeſprochen, daß das zum 
Verkaufe gebrachte Fleiſch zur Wurſtfabrikation verwendet worden ſei; auch ſoll bei dem als 
Hundefutter oder Hühnerfutter abgegebenen Fleiſche Mißbrauch nicht ausgeſchloſſen ſein. 
Es erſcheint daher geboten, die Ortspolizeibehörden anzuweiſen, dort, wo eine mißbräuchliche 
Verwendung von Häutefleiſch zu vermuten iſt, der Angelegenheit beſondere Aufmerkſamkeit 
zuzuwenden. 

Wir erſuchen, in dieſer Beziehung das Weitere zu veranlaſſen, indem wir gleichzeitig 
bemerken, daß die beſtehenden Vorſchriften ausreichenden Schutz gegen die beſtehenden 
Mißſtände gewährleiſten. Denn ſoweit es ſich um Fleiſch handelt, das den Vorſchriften des 
Fleiſchbeſchaugeſetzes zuwider einer Unterſuchung entzogen oder bei einer ſolchen Unterſuchung 
nicht für genußtauglich erklärt worden iſt, ſtehen dem Inverkehrbringen des Fleiſches die 
Strafbeſtimmungen des vorerwähnten Geſetzes entgegen. Soweit Häutefleiſch als verdorben 
im Sinne des $ 10 des Nahrungsmittelgeſetzes zu gelten hat, was nach den Betriebsver⸗ 
hältniſſen in den Gerbereien und Häutehandlungen vielfach anzunehmen ſein wird, ſind die 
Polizeibehörden in der Lage, auch auf Grund des Nahrungsmittelgeſetzes einzuſchreiten und 
eine ſtrafrechtliche Verfolgung herbeizuführen. Unter Umſtänden könnte, da als Konſumenten 
des Häutefleiſches zumeiſt die in den betreffenden Betrieben beſchäftigten Arbeiter in Betracht 
kommen, zur Verhinderung der Abgabe geſundheitsſchädlicher Beſtandteile an die Arbeiter 
auch der Erlaß von Schutzbeſtimmungen aus § 120 a, d und e der Reichsgewerbeordnung 
in Frage kommen. 


Der Miniſter Der Miniſter für Der Miniſter der geiſtlichen, 
für Handel und Gewerbe. Landwirtſchaft, Domänen Unterrichts- und Medizinal- 
Im Auftrage. und Forſten. Angelegenheiten. 
von der Hagen. Im Auftrage. Im Auftrage. 

Küſter. Förſter. 


M. f. H. Ib 3765. — M. f. L. IA IIe 2768. — M. d. g. A. M 6308, 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


— p . . —. — d——ĩꝓ— — 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 


Betr. Abwäſſer der Zelluloſefabriken. 
Berlin W. 66, den 4. Mai 1908. 


Das Kaiſerliche Geſundheitsamt, das zur Zeit mit Unterſuchungen über die Reinigung 
der Abwäſſer einiger in den Main entwäſſernder Zelluloſefabriken beſchäftigt ijt, hat ge- 
beten, ihm über die Abwäſſerverhältniſſe ſämtlicher Zelluloſefabriken unter Benutzung des 
anliegenden Fragebogens Auskunft zu erteilen. Erhebungen dieſer Art ſind zwar bereits 
im Jahre 1906 durch die Königliche Verſuchs- und Prüfungsanſtalt für Waſſerverſorgung 
und Abwäſſerbeſeitigung veranſtaltet worden, aber damals auf die Abwäſſerverhältniſſe 
einer Anzahl von Sulfitzelluloſefabriken beſchränkt geblieben. 

Wir erſuchen Sie deshalb, für jede einzelne Zelluloſefabrik Ihres Bezirkes einen 
Fragebogen ausfüllen zu laſſen und tunlichſt bis zum 1. Juli d. Is. dem Geſundheitsamte 
die ausgefüllten Fragebogen zu überſenden oder dorthin Fehlanzeige zu erſtatten. 


y Der Minifter Der Minifter : Der Miniſter 
für Handel und Gewerbe. der öffentlichen Arbeiten. für Landwirtſchaft, Domänen 
Delbrück. In Vertretung. und Forſten. 
von Coels. Im Auftrage. 
Weſener. 
Der Miniſter des Innern. Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts— 
Im Auftrage. und Medizinal Angelegenheiten. 
von Kitzing. Im Auftrage. 
III 1635 M. f. H. IIIA 21. 247 M. d. ö. A. — IB IIb 2547. Förſter. 


TA IIIe 2247 M. f. L. — IIa 4115 M. d J. — M 17184— 08 M. d. g. A. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


Anlage. 


Fragebogen, betreffend die Abwäſſerreinigung von Zelluloſefabriken. 


Wie heißt die Fabrik? In welchem Gemeindebezirk und Staatsgebiete liegt fie? Wer 
iſt ihr Beſitzer? 
Wann iſt die Fabrik erbaut, wann umgebaut oder vergrößert worden? 
Rach welchem Verfahren wird gearbeitet? 
Iſt eine Papierfabrik (Papierfärberei) mit dem Betriebe verbunden? 
Wieviel Feſtmeter Holz werden täglich verarbeitet und welche Holzarten? 
Wie groß iſt die Menge der täglich hergeſtellten, lufttrocknen Zelluloſe? 
Welches Ausgangsmaterial und welcher Weg wird zur Herſtellung der Kocherlöſung 
benutzt? 
8. Wieviel Kocher ſind aufgeſtellt und wie groß iſt ihr Inhalt? 
9. Wie groß iſt der tägliche Bedarf an Betriebswaſſer und wo wird dasſelbe eutnommen? 
0. Was für Abwäſſerarten entſtehen bei dem Betrieb und wie groß iſt die Menge der— 
ſelben in 24 Stunden? . 
11. Welchen Reinigungsverfahren werden die Abwäſſer vor ihrem Einleiten in die Bor- 
flut unterworfen? 
Hinſichtlich der Kocherablaugen: 
a) Wird die Säure abgeſtumpft, durch welches Verfahren und bis zu welchem 
Grade? 
b) Gehen die Kocherablaugen durch Abſitzbecken oder Ablaugenfilter? 
e) Was geſchieht zur Beſeitigung der organiſchen Subſtanz in den Laugen? 
d) Welchen Faſergehalt beſitzen die gereinigten Ablaugen? 
e) Welche Temperatur beſitzen ſie beim Eintritt in den Vorfluter? 
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Hinſichtlich der Waſch und Kühlwäſſer: 

a) Sind Stoffanganlagen vorhanden? 

b) Sind Abſitzbecken vorhanden, in welcher Anzahl und Größe, oder welche Filter— 
anlagen werden von den Wäſſern durchlaufen? 

Wie groß iſt der Faſergehalt beim Eintritt in den Vorfluter? 


12. Welche Vorſchriften enthalten die Konzeſſionsbedingungen hinſichtlich der Menge und 
des erforderlichen Reinheitsgrades der einzelnen Abwäſſer? 

13. In welchen Vorfluter werden die Abwäſſer eingeleitet? 

14. Wie groß iſt die Waſſerführung, die durchſchnittliche Tiefe und das Säurebindungs— 
vermögen des Vorfluters? 

15. Werden die Abwäſſer ununterbrochen oder ſtoßweiße, durch einen oder mehrere Aus- 
läufe dem Vorfluter zugeführt? Wo münden die Ausläufe und auf welche Länge 
der Flußſtrecke verteilen ſich die verſchiedenen Ausläufe? 

16. Iſt der Vorfluter ſchon oberhalb der Fabrik verunreinigt? Durch welcherlei Betriebe? 

17. Wozu wird das Waſſer des Vorfluters unterhalb der Fabrik und zwar bis zu 
15 Kilometer flußabwärts benutzt? 

18. Hat die Einleitung der Abwäſſer zu Mißſtänden in der Vorflut und zu Klagen der 
Unterlieger Veranlaſſung gegeben? Worin beſtehen die Mißſtände und Klagen? 
19. Wird die Beſchaffenheit der Abwäſſer und der Vorflut durch regelmäßige Unter— 

ſuchungen kontrolliert? 


G 
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2. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Gebühren für Uuterſuchung von Dampfkeſſelu. 
Berlin, den 10. April 1908. 

Zur Verminderung des Schreibwerks bei den Königlichen Regierungen und zur Ver⸗ 
einfachung ihrer Kaſſengeſchäfte bei Einziehung und Verrechnung der Gebühren für die 
Unterſuchung von Dampfkeſſeln uſw. wird im Einverſtändnis mit der Königlichen Ober— 
rechnungskammer folgendes angeordnet: 


1. Die von den ſtaatlich beauftragten Dampfkeſſelüberwachungsvereinen eingehenden 
Gebührennachweiſe über Unterſuchung neuer und neu genehmigter Dampfkeſſel, über die 
regelmäßig wiederkehrenden techniſchen Unterſuchungen und über ſonſtige Unterſuchungen 
(ſiehe Erlaß vom 9. März 1900 — Min. Bl. f. d. i. V. S. 139) find nach erfolgter Prüfung 
und Feſtſetzung nicht mehr einzeln, ſondern monatlich einmal mittels Zuſammenſtellung 
(Nr. 2 des Druckſachenverzeichniſſes nachſtehend) zur Einziehung und Zahlung anzuweiſen. 
Die Gebührennachweiſe ſind oben links mit der laufenden Zahl zu bezeichnen, unter der 
ſie in der Zuſammenſtellung verzeichnet ſtehen. 

2. Die Gebühren für die nicht durch Gewerbeaufſichtsbeamte ausgeführte Prüfung 
überwachungsbedürftiger Anlagen, als: Aufzüge, Kraftfahrzeuge, Dampffäſſer, Gefäße für 
verdichtete und verflüſſigte Gaſe, Mineralwaſſerapparate, Azetylenanlagen, Elektrizitäts⸗ 
anlagen uſw. (Geſetz vom 8. Juli 1905, Geſetzſamml. S. 317, und Erlaß vom 6. De⸗ 
zember 1905, HMBI. S. 346) find mittels Vordrucks nach Muſter 6 oder 7 zur Einziehung 
und Zahlung anzuweiſen. Die Anweiſungen ſind unmittelbar an die Kreiskaſſen zu 
richten; einer Buchung der angewieſenen Beträge bei der Regierungshauptkaſſe bedarf 
es nicht. 

3. Die Gebühren für Nebenbeſchäftigungen der Gewerbeaufſichtsbeamten find mittels 
Vordrucks nach Muſter 9 oder 10 zur Einziehung und Zahlung anzuweiſen. Der Name 
der Kreiskaſſe iſt von dem ausfertigenden Bureaubeamten in die Anweiſung einzutragen. 

4. Die Anweiſungen, Zahlungserſuchen und Zahlungsbenachrichtigungen (Muſter 2 
bis 4, 6, 7 und 9 bis 11) find von dem bearbeitenden Bureaubeamten auszufertigen; die 
Zahlungserſuchen ſind von ihm gleichzeitig zu beglaubigen. Die Kanzlei iſt nur zur Ab⸗ 
ſendung der Ausfertigungen in Anſpruch zu nehmen. Entwürfe oder Abſchriften der 
Zahlungsanweiſungen ſind nicht zurückzubehalten. Die bei einer Anzahl Regierungen gegen⸗ 
wärtig beſtehende Einrichtung, von den Gebührenberechnungen und Gebührennachweiſen 
Abſchriften für die Akten fertigen zu laſſen, iſt, weil die Abſchriften entbehrlich find, auf- 
zuheben. 


Mage 


190 


5. Die in der Anlage aufgeführten Druckſachen ſollen von der Königlichen Regierung 
in Köslin, die auch die Koſten auf ihren Etat zu übernehmen hat, für den Bereich der 
ganzen Monarchie beſchafft werden. Der erſtmalige Bedarf iſt alsbald, der künftige Sabres- 
bedarf bis gum 1. Dezember jeden Jahres bei dem Kaſſenbureau der genannten Regierung 
anzufordern. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
Ju Vertretung. für Handel und Gewerbe. In Vertretung. 
Dombois. In Vertretung. Holtz. 


Dr. Richter. 
1 4063. II 2477 F. M. — III 2531 M. f. H. u. G. IIb 1471 M. 8 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


Anlage. 
nn —— — Ten — ͤ — —— — ͤ ——...ñ — 
Des Papiers 
5 Der = Satz⸗ 
xD. Bogen nor⸗ { 
- 5 3 rm 
Bezeichnung der Vordrucke 1 male Klaſſen⸗ ie 
4 : enthält d 
abs , £ Bogen: zeichen on 
Stück ae Druck 
größe 
m 2 s. ie 5 


Handels- und Gewerbeverwaltung. 


Einziehung der Gebühren für Unter— 
ſuchung von Dampfkeſſeln uſw. 
1. | Anweiſung der Gebühren über Dampfkeſſel⸗ 
unterſuchungen (Entwurf) . 
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Betr. Prüfung von Dampffäſſern. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 6. Mai 1908. 


Die Übergangsbeſtimmungen des § 22 der neuen Polizeiverordnung, betreffend die 
Einrichtung und den Betrieb von Dampffäſſern (HMBL. 1908 S. 46), beziehen ſich ledig⸗ 
lich auf ſolche Dampffäſſer, welche bereits auf Grund älterer Polizeiverordnungen zum 
Betriebe zugelaſſen ſind und ſomit überwachungspflichtig waren. Die z. Zt. des Erlaſſes 
der neuen Polizeiverordnung in Betrieb befindlichen Kalklöſchtrommeln und anderen bisher 
nicht überwachungspflichtigen Dampffäſſer find, ſolange fie keiner neuen Anmeldung (§ 10) 
bedürfen, nach § 3 nur den regelmäßigen Prüfungen unterworfen. Ebenſowenig bedarf 
es bei den vor Erlaß der neuen Polizeiverordnung betriebenen Dampffäſſern mit Stand— 
rohr (§ 2 Ziff. 6) einer nachträglichen Abnahmeprüfung. 


Im Auftrage. 
III 3955. Neumann. 


An den Zentralverband der Preußiſchen Dampfkeſſel Ilberwachungs-Vereine in Frankfurt a. O. 


3. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Allgemeine Arbeiter⸗Kranken⸗ und Sterbekaſſe für Hannover und Linden (E. H.), 

2. Meigener Kranken- und Sterbekaſſe (E. H.) in Meigen, 

„Teltower Krankenkaſſe (für ſämtliche Berufszweige) E. H. Nr. 72, 

Kirſchbaumer Kranken⸗ und Sterbe-Auflage (E. H.) in Solingen, 

Concordia (E. H.) in Krofdorf, 

„Krankenkaſſe des Maurervereins in Preetz (E. H.), . 

Kranken⸗ und Begräbniskaſſe des Buchdrucker⸗Vereins in der Königlichen Haupt— 
und Reſidenzſtadt Hannover (E. H.), k 

8. Kranken⸗ und Sterbekaſſe der Bureaubeamten der Rechtsanwälte, Notare und 
Gerichtsvollzieher in Berlin (E. H.). 


Berlin, den 15. Mai 1908. 


D 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 3992 II. Ang. Neumann. 


Sitz 


des Schiedsgerichts 
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p) Schiedsgerichte. 


überſicht über die Geſchäftstätigkeit der Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung im 
Kalenderjahre 1907. 
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Br: fachen haupt gen nah⸗ an 
Streitſachen 0% | men 5 
| 
345 2858 3 2235) 465) 17] 91 35 — | 2069} 25 
3) 39 — 42 6 12 2 — — 35 Pell 
223 2153 6 2077 293 12 110 80 — | 2023 19 
324 1747 6| 1814 251 12 90 60 3 1 758 20 
251 1 546 29) 1 590 178 10 80 18 1 1478 20 
11 56 — 64 3 4 5 — 2 62 13 
711 2232 — 2243 60 3 111 66 — 219 20 
338] b 576 79 5162 673 11 260 — — | 4848| 20 
452 4 624 104 4 580 392 8 234 — al | 4285; 20 
4 110 3 110 1 1 Al = — | 104 16 
305| 2859 15 2834 315 10 107 45 5 2 741 26 
Als ee 1674 228 12 83 9 ai | 1565 20 
12 25 — 31 66 16 5 — 27 6 
291) 1190 19) 1225 237 16 59 10 * 1110 21 
19 886 4 351 50 12 15 = = | 38 23 
396 2692 43 2743 302 10 148 80 195 7275361 19 
3 53 — 49 7 12 8D — = | 46 10 
307 1668) 30 1608) 342} 17 96 40 — 1492) 17 
5 51 — } 51 1 18 3 — = 46 17 
554 3 866) 15 3873 532 12 161 29 9 3340 24 
8 87 1 76) 18 19 5 = = | 69 15 
555 2 140) 2166 529} 20 93 47 14 | 1919] 23 
909) 6 317 164 6101 961 13 298 159 = 5 761 20 
22 85 92 15 14 7 — = 92 13 
232) 1834 23| 1770 273 13 KNIE 2 | 1661 16 
3 30 — 32 1 3 4 — = 30 8 
298 1484 14| 1521 247 14 62 17 1 | 1405 25 
= 35 — 30 5 14 3 — 10 
185 841 13 901 1120 11 50 17 — 850 18 
145 808 e 158 17 36 5 == 717 2 
19 28 — 444 3 6 3 — | — | 438) 15 
297 2398 58 2219 418 15 155 67 1 20 90 14 
„„ jemel 66 16 6 — 28 5 
166 1862 46 1789 193 10 78 7 14 | 1529 23 
9 32 — 89 2 5 5 — 1 39 8 
97, 1077 4 936 234] 20 51 20 15 812 18 
38 257 1 231 58 20 18 15 = 2 13 
57 1178| 14 1082) 189) 15 45 19 6 911) 23 
61 691 2 645 105 14 28 13 = 585 23 
66 761 10 633 184) 22 28 5 2 509 23 
89 488 7 429 141 24 22 14 20 366 20 
127 993 3 986 131 12 at — — | 932 29 
6 3 em] 15 — — 2 = — | 15 A 
| 


Erklärung der Abkürzungen in Spalte 1: 
Eiſeubahndirektionsbezirk. j 
Norddeutſche Knappſchafts⸗Penſiouskaſſe. 
Allgemeiner Knappſchaftsverein Bochum. 
Saarbrücker Knappſchaftsverein. 


A. K. V. B. 


Anmerkung: g . 
1. Nicht anrechnungsfähige Streitſachen ſind ſolche, bei denen ſich erſt nach Eintragen in die 
Prozeßliſte die örtliche oder ſachliche Unzuſtändigkeit des Schiedsgerichts ergibt. 


2. Als erledigt gelten die Streitſachen, in denen ein Urteil ergangen iſt, 


oder die durch Vergleich, 


durch Anerkenntnis, durch Zurücknahme der Klage oder auf andere Weile ihre Erledigung gefunden haben. 
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Zahl der paints Zahl der 
5 i. 2 ber unf „ Pua 
aus dem | nicht erledig⸗ | durch⸗ 
zip W MeN aneh. erte, um ten at leigune) ME ngen er- fe 
fa | erledigt einge nungs⸗ erle⸗den zu wär⸗ al os Hee 
des Schiedsgerichts „ digten 1 erlede] gen tigen „Ver kenut⸗ entfallen. 
2 gten| genden] über⸗ . weis⸗ Wan Ge 
nen genen gen Streit⸗ Sitzun⸗ 2 As en er: 
| Sie Sitzun⸗ aufs niſſe ledigten 
5 ſachen haupt gen nah⸗ Streits 
Streitſachen 0% men ſachen 
Minden 91 1180 8 1129] 1384] 10] 48 31 — | 1090| 24 
Arnsber . 562 3 388 41) 8096 813 21 169 153 | 3 | 2680 18 
Bochum A. K. V. B 1329 411 880 3850 1506 28 393 it 1 3364 10 
Sal 566 2087 — 2030 573] 22 105 5 — 1845] 19 
E 10 Sl — 28) 132 3 — — 27 9 
Wiesbaden 251 1 766 26 1 648 343 1 78 — — 1323 21 
Frankfurt a. M. E. D. B. 3 40 — 39 44 10 3 — — 38 13 
Eoblenz . Er : 157, 1654 11 1580, 220 12 88 61 17 | 1418 18 
Düffedorf . - - 402| 4767 89 4784 296) 6| 230 105 28 4228 21 
Elberfeld E. D. B. 6 Zi) | 24 99 27 5 — — 22 5 
Eſſen E. D. B. 11 74 1 69 16 18 5 = — 65) 14 
SU 55 2 525 19 2480 81 3 104 31 55 2330 24 
Ei. D. B. — 5585 1 m 20 4 4 — 2 409 18 
Ticats ! 442) 1 758 4 1 692 504 23 78 35 4 1505| 22 
St. Johann-Saarbrücken 
o eee 10 24 — 26 8 23 3 = = 21 8 
St. Sohann=Saarbriteen | | | 
SITE „ 122 501 — 481 142 23 26 —ͤ— — 434 19 
Aachen 981 1143 su 1 iid 96 8 43 il 2 982| 26 
Sigmaringen. 29 166 1580 37] 19 10 — le 
Bufammen . 11669 83641, 1053 81 126 18131 144211 | 1357 230 74145 19 


—— 
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VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
Gewerbearchiv für das Deutſche Reich. Sammlung der zur Reichsgewerbe⸗ 
ordnung ergehenden Abänderungsgeſetze und Ausführungsbeſtimmungen uſw. Heraus⸗ 
gegeben von Kurt von Rohrſcheidt, Regierungsrat. Band 7 Heft 3. Berlin, Verlag 
Franz Vahlen. 


in — 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sikenfeld, Hofbuchdrucker. in Berlin W. 


